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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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121  Ordnungsbehördliche Verordnung zur Auswei-
sung des Gebietes „Flugplatz Hopsten-Dreier-
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als Naturschutzgebiet

Präambel 

Das Naturschutzgebiet „Flugplatz Hopsten-Dreierwalde“ 
ist ein ca. 206 ha großer Teilbereich des ehemaligen mili-
tärischen Flugplatzes Hopsten. Das Naturschutzgebiet liegt 
östlich des Ortsteils Dreierwalde der Stadt Hörstel und dem 
Gebiet der Gemeinde Hopsten, an der nördlichen Grenze 
des Kreises Steinfurt. Es zählt zur naturräumlichen Haupt- 
einheit 581 Plantlünner Sandebene der Großlandschaft 
Westfälisches Tiefland. Vorherrschender Bodentyp ist ein 
nährstoffarmer Podsol-Gley. 
Das Gebiet ist überwiegend Bestandteil des „Nationalen 
Naturerbes“ und zeichnet sich durch großflächige Grün-
landkomplexe u.a. mit Magerwiesen, durch kleinflächige 
Waldflächen, überwiegend mit Kiefern- und Eichen-Bir-
kenbeständen bestockt und durch noch vorhandene Gebäu-
de und Zuwegungen aus. Die ehemalige Landebahn wurde 
entfernt und bildet aktuell einen sandigen, vegetationsarmen 
Bereich des ehemaligen Flugplatzes, der der Sukzession un-
terliegt. Insgesamt ist es durch ein vielgestaltiges, in Teilen 
sehr kleinräumiges Mosaik unterschiedlichster nährstoffar-
mer Biotoptypen geprägt.

Das Naturschutzgebiet liegt in einem Schwerpunktgebiet 
für Offenlandvogelarten. Die großen mageren Grünland-
komplexe besitzen eine besondere Bedeutung für Wiesen-
vögel. So befinden sich im Gebiet Brutplätze gefährdeter 
Vogelarten wie Großer Brachvogel, Kiebitz, Rebhuhn und 
Wachtel. Es ist ein landesweit bedeutendes Brutgebiet für 
die Feldlerche. Weitere gefährdete Arten stellen Baum-
pieper, Gartenrotschwanz, Heidelerche, Neuntöter, Pirol, 

Kuckuck, Waldschnepfe, Uhu und Rohrweihe dar. Das 
gesamte Flugplatzareal wird von zahlreichen zum Teil be-
drohten Gastvogelarten wie Kornweihe, Sumpfohreule und 
Raubwürger regelmäßig aufgesucht. Auch als Rastgebiet für 
Goldregenpfeifer und Kiebitz ist es von großer Bedeutung.

Durch seine unterschiedlichen Biotopstrukturen stellt das 
Gebiet darüber hinaus optimale Habitate für Waldeidechse 
und Fledermäuse dar. 

Wichtige Ziele der Schutzgebietsausweisung sind die Erhal-
tung und Entwicklung von artenreichem magerem Grünland, 
von naturnahen Wäldern und offenen bis halboffenen Be-
reichen als Lebensraum für gefährdete Tier- und Pflanzen- 
arten in einem ansonsten intensiv genutzten Umfeld. 

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des Regional-
planes Münsterland mit der Darstellung eines „Bereiches 
für den Schutz der Natur“ und des Landesentwicklungspla-
nes mit der Darstellung eines „Gebietes für den Schutz der 
Natur“ konkretisiert und erfüllt.
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Rechtsgrundlagen

Aufgrund 

-  des § 43 Abs. 1 und 3 des Gesetzes zum Schutz der Natur 
in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz – 
LNatSchG NRW) vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934/
SGV.NRW 791), zuletzt geändert durch Artikel 2 des  
Gesetzes vom 26.03.2019 (GV. NRW. S. 193, ber. S. 
214) in Verbindung mit § 23 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz – BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 
(BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 290 
der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I, S. 1328),

-  der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehör-
dengesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30.06.2020 (GV. 
NRW. S. 456a), 

-  des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 
(GV. NRW. 1995 S. 2/SGV. NRW. 792), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.02.2019 (GV. 
NRW. S. 153), 

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd 
im Einvernehmen mit der unteren Jagdbehörde des Kreises 
Steinfurt – verordnet:

§ 1 
Schutzgebiet 

(1)  Das Naturschutzgebiet „Flugplatz Hopsten-Dreierwal-
de“ ist ca. 206 ha groß und liegt auf dem Gebiet der 
Stadt Hörstel und der Gemeinde Hopsten, Kreis Stein-
furt.

 Das Naturschutzgebiet umfasst die Flächen: 

  Gemarkung Dreierwalde
  Flur 5, Flurstücke 3 tlw., 10, 13 tlw., 21, 23, 25, 46, 47, 

51 und 54 tlw.
  Flur 6, Flurstücke 1, 2 tlw., 3, 4 tlw., 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 

12, 14, 15, 16, 17, 19, 20 und 21
  Gemarkung Hörstel
 Flur 27, Flurstücke 1 tlw., 2, 3, 4 und 5 tlw.
 Gemarkung Hopsten
 Flur 2, Flurstück 50
 Flur 3, Flurstück 38

(2) Die Lage des Gebietes ist in der Karte
 - im Maßstab 1 : 25 000 (Anlage I, Übersichtskarte) 

 und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
 - im Maßstab 1 : 10 000 (Anlage II, Detailkarte)

 dargestellt.

  In der Anlage III sind die Jagd-Offenland-Flächen zu  
§ 5 dieser Verordnung im Maßstab 1  :  10 000 gekenn-
zeichnet. 

  Die Anlagen I, II und III sind Bestandteile dieser Ver-
ordnung.

(3)  Diese Verordnung mit Anlagen kann während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:

 a) Bezirksregierung Münster 
  - Höhere Naturschutzbehörde - 
  Dienstgebäude Emil-Werth-Haus
  Nevinghoff 22
  48147 Münster 

 b) Landrat des Kreises Steinfurt 
  - Untere Naturschutzbehörde - 
  Tecklenburger Straße 10
  48565 Steinfurt 

 c) Bürgermeister der Stadt Hörstel
  Kalixtusstraße 6
  48477 Hörstel

 d) Bürgermeister der Gemeinde Hopsten
  Bunte Straße 35
  48496 Hopsten

§ 2 
Schutzzweck und Schutzziel

(1)  Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 23 BNatSchG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt 

 a)  zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstel-
lung von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten 
landschaftsraumtypischer, seltener und zum Teil 
stark gefährdeter oder vom Aussterben bedrohter 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten, insbesonde-
re von Wald-, Wiesen- und Offenlandvögeln, Fle-
dermäusen, Reptilien, Amphibien und Wirbellosen 
sowie von seltenen, zum Teil gefährdeten Pflanzen 
und Pflanzengesellschaften des Magergrünlandes, 
der Sandmagerrasen, des Waldes und vegetations-
armen Sandbereiche;

 b)  zur Erhaltung und Entwicklung teils großflächiger, 
in ihrer räumlichen Geschlossenheit hervorragen-
der Grünlandkomplexe aus typisch ausgebildeten 
Mager- und Glatthaferwiesen (LRT 6510) mit ih-
rer charakteristischen Vegetation und Fauna teils in 
enger räumlicher Verzahnung mit aktuell offenen, 
bzw. lückig bewachsenen und der Sukzession un-
terlegenen Sandbereichen mit ihrer jeweils charak-
teristischen Vegetation und Fauna;

 c)  zur Erhaltung und Förderung der Populationen und 
Lebensräume von Fledermäusen, Insekten, Reptili-
en und Amphibien; 

 d)  als wichtige Kernfläche innerhalb eines Biotopver-
bundes von landesweiter Bedeutung aufgrund des 
außergewöhnlich großen Vorkommens landesweit 
gefährdeter und bedrohter Pflanzengesellschaften 
bzw. Pflanzen- und Tierarten;

 e)  aus naturwissenschaftlichen, natur- und landes-
kundlichen sowie natur- und erdgeschichtlichen 
Gründen und wegen der biogeographischen Bedeu-
tung u.a. wegen der dort auftretenden schutzwür-
digen Böden: tiefgründige Sand- und Schuttböden 
mit einer hohen Funktionserfüllung (z.B. Podsol/
Regosole mit hohem Biotopentwicklungspoten- 
tial);

 f)  wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und der 
hervorragenden Schönheit des Gebietes;

(3)  Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für die Grünland- und vegetati-
onsarmen Sandbereiche ist die Erhaltung und weitere 
Entwicklung einer großflächigen, offenen Landschaft, 
die durch eine Vielzahl unterschiedlicher Biotopty-
pen charakterisiert ist. Dabei sind die schutzwürdigen 
Grünlandflächen mit ihren gefährdeten Arten und hoher 
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Strukturvielfalt auch zukünftig extensiv zu nutzen. Zur 
Sicherung der nährstoffarmen Verhältnisse sind eine 
Vermeidung von Eutrophierung und der weitgehende 
Verzicht auf Düngung sowie die Schaffung ausreichend 
großer, nährstoffarmer Pufferzonen anzustreben. 

  Zur Förderung von strukturreichen naturnahen, bo-
denständigen Waldgesellschaften mit ihren typischen 
Arten sollen die Bestände durch eine naturnahe Be-
wirtschaftung in Laubwälder mit ihren verschiedenen 
Entwicklungs- und Altersphasen einschließlich der Alt- 
und Totholzphase und in ihren standörtlich typischen 
Variationsbreiten entwickelt werden. Zur Aufforstung 
vorgesehene Flächen sind mit Baumarten der natür-
lichen Waldgesellschaften mit regionalem Pflanzgut 
aufzuforsten. Aufgrund der Kleinflächigkeit der ein-
zelnen Waldbestände ist die Beibehaltung eines hohen 
Grenzlinienanteils anzustreben. Um die Verjüngung der 
natürlichen Baumarten in der Regel ohne besondere 
Schutzmaßnahmen zu ermöglichen, ist auf eine ent-
sprechende Regulierung der Wilddichte zu achten.

§ 3 
Allgemeine Verbotsregelungen

(1)  Nach § 23 Abs. 2 BNatSchG sind in dem Naturschutz-
gebiet alle Handlungen insbesondere nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen dieser Verordnung verboten, 
die zu einer nachhaltigen Störung oder zu einer Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung des Natur-
schutzgebietes oder seiner Bestandteile führen können 
(Verschlechterungsverbot). Gleiches gilt für Handlun-
gen außerhalb des Naturschutzgebietes, die sich auf das 
Naturschutzgebiet entsprechend auswirken können.

(2)  In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verbo-
ten:

 1.  bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder 
deren Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine 
Planfeststellung, Genehmigung oder Anzeige er-
forderlich ist;

  Begriffsbestimmung:
   Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung 

sind die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen 2016 (Landesbauordnung - 
BauO NRW) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018, Nr. 
421), geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
26.03.2019 (GV. NRW S. 193) in der jeweils gel-
tenden Fassung definierten Anlagen. Hierzu zählen 
auch Stege, Camping- und Wochenendhausplätze, 
Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze und 
Ansitzleitern, sowie öffentliche und private Ver-
kehrsanlagen, Wege und Plätze einschließlich de-
ren Nebenanlagen.

   Unberührt bleibt die Errichtung von Ansitzlei-
tern sowie die Wiederherstellung oder der Ersatz 
bestehender Ansitzleitern in der Zeit vom 15.07. 
bis 01.02. sowie die Entfernung oder die Ände-
rung von bestehenden Gebäuden oder baulichen 
Einrichtungen zur Entwicklung des Gebietes in 
Absprache mit der DBU Naturerbe GmbH, der 
Bundesanstalt für Immobilien vertreten durch den 
Bundesforstbetrieb Rhein-Weser, Lindberghweg 
80, 48155 Münster und der unteren Naturschutzbe-
hörde des Kreises Steinfurt.

  Ausnahme:
   Für die Errichtung von Viehhütten, offenen Hoch-

sitzen und Jagdkanzeln (einschließlich mobiler 
Jagdkanzeln) erteilt die untere Naturschutzbe-
hörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung, 

soweit diese nach Standort und Gestaltung dem 
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen ste-
hen; 

 2.  Leitungen aller Art einschließlich ober- und un-
terirdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
und Fernmeldeeinrichtungen anzulegen, zu ändern     
oder zu unterhalten; 

  Ausnahme:
   Der Abbau oder die Änderung von bestehenden 

Leitungen zur Entwicklung des Gebietes in Ab-
stimmung mit der DBU Naturerbe GmbH, der 
Bundesanstalt für Immobilien vertreten durch den 
Bundesforstbetrieb Rhein-Weser, Lindberghweg 
80, 48155 Münster und der unteren Naturschutzbe-
hörde des Kreises Steinfurt.

   Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen sind außerhalb der vom 01.02. bis 01.08. wäh-
renden Brut- und Rastzeit ausgenommen, sofern 
die Maßnahme der unteren Naturschutzbehörde 
des Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und 
diese nicht binnen eines Monats hiergegen Beden-
ken erhebt. 

 3.  Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder 
zu ändern

  Unberührt bleiben:  
  a)  Die Änderung bzw. Neuanlage des das Natur-

schutzgebiet in weiten Teilen umgebenden Ma-
schendrahtzaunes.

  b)  Die Errichtung ortsüblicher Weidezäune sofern 
keine Befestigung an Bäumen erfolgt; 

 4.  Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen 
oder zu verändern;

   Unberührt bleibt die Erneuerung bestehender 
Hinweistafeln in bestehender Art und Größe, die 
Errichtung oder das Anbringen behördlich geneh-
migter Schilder oder Beschriftungen soweit sie 
ausschließlich auf den Schutzzweck bzw. die Be-
schreibung des Gebietes hinweisen oder als Orts- 
und Verkehrshinweise, Wegmarkierungen oder 
Warntafeln dienen;

 5.  Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Waren-
automaten, Zelte oder ähnliche, dem zeitweiligen 
Aufenthalt von Menschen oder Sachen dienende 
Anlagen aufzustellen; Wohnwagen, Wohnmobile 
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze 
für sie anzulegen;

  6.  Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzulegen sowie 
zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu ma-
chen;

 7.  Anlagen für den Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- oder 
Modellflugsport zu errichten;

 8.  Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft-, und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher 
Art zu betreiben. Hierunter fallen auch unbemann-
te Luftfahrtsysteme und Flugmodelle (Drohnen);

 9.  Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt 
des Gebietes verändernde Maßnahmen vorzuneh-
men sowie den Grundwasserstand abzusenken 
(z.B. durch Neuanlage von Gräben oder Dräna-
gen);

   Unberührt bleibt die Unterhaltung bestehender 
Dränagen, Gräben und Gewässer soweit die ent-
wässernde Wirkung bzw. Vorflut dabei nicht über 
das Maß zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
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zählt auch das Sammeln von Beeren und Pilzen). 
Als Beschädigung gilt ebenfalls das Verletzen des 
Wurzelwerkes oder der Rinde (z. B. durch Pflügen) 
und jede andere Maßnahme, die geeignet ist, das 
Wachstum und die Entwicklung zu beeinträchti-
gen; 

   Unberührt bleibt die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft unter Beachtung von § 3 Abs. 2 Nr. 18 und 
Nr. 19 dieser Verordnung. 

 22.  Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen 
oder entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubrin-
gen, anzusiedeln bzw. auszusetzen;

  Unberührt bleiben:

  a)  die ordnungsgemäße Forstwirtschaft unter Be-
achtung von § 3 Abs. 2 Nr. 16 und Nr. 17 dieser 
Verordnung;

  b)  die ordnungsgemäße Imkerei auf mit der unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt abge-
stimmten Standorten in mobilen Anlagen außer-
halb des das Gelände umgebenden Zaunes;

 23.  Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, 
Ausschachtungen sowie andere die Bodengestalt 
verändernde Maßnahmen durchzuführen und Bo-
den- oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu ge-
winnen oder aus dem Gebiet zu entfernen, sofern 
dies nicht nach den Vorgaben des Naturerbentwick-
lungsplanes oder in Absprache mit der unteren Na-
turschutzbehörde des Kreises Steinfurt erfolgt;

 24.  Pflanzenschutzmittel (inklusive Schädlingsbe-
kämpfungsmittel und Bodenbehandlungsmittel) 
oder sonstige Biozide, Düngemittel, einschließlich 
Kalk kurzfristig oder dauerhaft zu lagern;

 25.  Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und 
Gartenabfälle), Boden, Bauschutt, Altmaterial so-
wie andere landschaftsfremde flüssige oder feste 
Stoffe oder landschaftsfremde Gegenstände, die 
geeignet sind das Landschaftsbild oder den Na-
turhaushalt zu beeinträchtigen oder zu gefährden, 
kurzfristig oder auf Dauer zu lagern, auf- bzw. ein-
zubringen, in Gewässer oder in das Grundwasser 
einzuleiten oder sich ihrer in anderer Weise zu ent-
ledigen.

 26.  bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte 
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmit-
teln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und 
Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden 
zu behandeln, zu düngen oder zu kalken;

   Unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen, 
die im Rahmen landwirtschaftlicher Förderpro-
gramme (z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zur 
Zeit des Inkrafttretens dieser Verordnung nicht ge-
nutzt werden, nach Ablauf der vertraglichen Rege-
lung, soweit darauf ein Anspruch besteht.

§ 4 
Landwirtschaftliche und waldbauliche Regelungen

(1)  Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann auf den 
Flächen der Stadt Hörstel, Gemarkung Hörstel, Flur 
27, Flurstücke 3 und 4 in bisheriger Art und bisheri-
gem Umfang fortgeführt werden. Die Landwirtschaft 
hat entsprechend den Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis zu erfolgen. 

(2) Waldbauliche Regelungen:

  Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 dieser Verord-
nung hinaus ist es verboten:

Verordnung hinaus verändert wird und den Was-
serhaushalt verbessernde Maßnahmen.

 10.  die Gewässer einschließlich ihrer Ufer zu verän-
dern, zu beseitigen, in eine intensivere Nutzung zu 
überführen oder hinsichtlich ihrer sonstigen Eigen-
schaften nachteilig zu verändern;

 11.  Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische, 
chemische und biologische Veränderungen durch-
zuführen, die die Beschaffenheit bzw. die Ökologie 
der Gewässer beeinträchtigen können;

 12.  im Gewässer zu baden oder Eisflächen zu betreten 
bzw. zu befahren;

 13.  Straßen, Wege und Plätze einschließlich ihrer Ne-
benanlagen anzulegen;

 14.  das Naturschutzgebiet zu betreten, zu befahren 
(dies gilt auch für das Befahren mit Fahrrädern), in 
ihm zu reiten sowie Fahrzeuge dort abzustellen;

  Unberührt bleiben:
  a)  das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-

zungsberechtigten;

  b)  das Betreten im Rahmen der Festlegungen des 
sich aus dem Naturerbe-Entwicklungsplan erge-
benen Besucherlenkungskonzeptes (siehe hierzu 
§ 4 Abs. 3 dieser Verordnung);

  c)  das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Un-
terhaltungsmaßnahmen;

 15.  Hunde unangeleint laufen zu lassen und Hun-
desportübungen, -ausbildungen und -prüfungen 
durchzuführen;

   Unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden so-
wie der Einsatz von Jagdhunden im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd, jedoch 
nicht für die Ausbildung und Prüfung von Jagdhun-
den.

 16.  Sonderkulturen, wie z. B. Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen, Kurzumtriebsplantagen 
oder Baumschulen anzulegen;

 17.  Erst- oder Wiederaufforstungen von Gehölzen mit 
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehö-
renden Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmateri-
al ungeeigneter Herkunft zu verwenden;

 18.  die chemische Behandlung von Holz oder anderen 
Materialien vorzunehmen;

 19.  Bäume mit Horsten, Höhlenbäume oder Totholz zu 
fällen oder auf andere Weise zu entfernen;

   Unberührt bleiben Maßnahmen der Verkehrssiche-
rung unter Beachtung des Artenschutzes;

 20.  wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, 
sie mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten; ihre Entwicklungsformen sowie 
ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren und diese wildlebenden Tiere durch Lärmen, 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche 
Handlungen zu stören; 

   Unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung 
der Jagd, soweit diese nicht nach § 5 eingeschränkt 
oder verboten ist;

 21.  Bäume, Sträucher oder wildwachsende Pflanzen 
und ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschädigen, auszureißen, auszugra-
ben, zu fällen oder Teile davon abzutrennen (dazu 



 Im gesamten Naturschutzgebiet

 1. den Laubbaumanteil zu verringern;

 2.  Bäume mit Horsten, Höhlenbäume oder stehendes 
Totholz zu fällen oder auf andere Weise zu entfer-
nen; 

   Unberührt bleiben Maßnahmen der Verkehrssiche-
rung. 

 3.  Wiederaufforstungen mit nicht der natürlichen 
Waldgesellschaft angehörenden Baumarten sowie 
Pflanzmaterial aus nicht geeigneten Herkunftsge-
bieten vorzunehmen;

 4.  Waldflächen mit Motorfahrzeugen außerhalb der 
Wege, Rückewege und Rückegassen zu befahren;

 5.  Nutzholz, Schlagabraum und Reisig in oder am 
Rande von gesetzlich geschützten Biotopen abzu-
lagern;

 6.  Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungs- 
mittel aller Art anzuwenden oder zu lagern oder 
Düngemittel auszubringen sowie die chemische 
Behandlung von Holz im Schutzgebiet vorzuneh-
men;

   Unberührt bleibt die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln in Kalamitätsfällen;

 7. Kahlhiebe vorzunehmen; 

  Begriffsbestimmung:
   Als Kahlhiebe im Sinne dieses Verbotes gelten alle 

innerhalb von drei Jahren durchgeführten flächen-
haften Nutzungen auf mehr als 0,3 ha zusammen-
hängender Waldfläche eines Waldbesitzers, die den 
Bestockungsgrad unter 0,3 absenken.

   Unberührt bleiben Maßnahmen zur Biotopverbes-
serung.

(3)  Für die Pflege und Entwicklung des Naturschutzge- 
bietes erstellt die DBU Naturerbe GmbH im Einverneh-
men mit der unteren sowie der höheren Naturschutzbe-
hörde und der Bundesanstalt für Immobilien vertreten 
durch den Bundesforstbetrieb Rhein-Weser, Lindbergh-
weg 80, 48155 Münster einen Naturerbe-Entwicklungs-
plan.

§ 5 
Jagdliche Regelungen

Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 dieser Verordnung 
hinaus ist es verboten:

1.  Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker 
oder Wildfütterungsplätze anzulegen;

2.  Wildfütterungen - auch in Notzeiten - oder Kirrungen 
vorzunehmen;

3. jagdbare Tiere auszusetzen;

4.  die Fallenjagd auszuüben und „Kunstbauten“ (z. B. zur 
Fuchsbejagung) anzulegen;

 Ausnahme:
  Die untere Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt 

erteilt auf Antrag für das Aufstellen von Lebendfallen 
und die Errichtung von Kunstbauten eine Ausnahme, 
sofern Standort und Anzahl sowie der Zeitpunkt dem 
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegenstehen.

5.  die Jagd in der Zeit vom 01.11. - 15.07 auf den in der 
Anlage III „Jagdbezirk-Offenland“ gekennzeichneten 
Flächen auszuüben; 

  Unberührt bleiben die Bekämpfung von Prädatoren und 
die Schwarzwildbejagung.

§ 6  
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben: 

1.  von der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Stein-
furt angeordnete, genehmigte oder selbst durchgeführte 
Pflege-, Entwicklungs- und Sicherungsmaßnahmen. 

2.  die zwischen der DBU Naturerbe GmbH, der unteren 
sowie der höheren Naturschutzbehörde einvernehmlich 
abgestimmten Maßnahmen im Rahmen des Naturer-
be-Entwicklungsplans;

3.  die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines 
Notstandes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der 
Maßnahmen hat die untere Naturschutzbehörde des 
Kreises Steinfurt unverzüglich zu unterrichten;

4.  sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig 
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und 
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender 
Anlagen, sofern diese Verordnung keine andere Rege-
lung enthält (für die Wartung und Unterhaltung von 
Versorgungsleitungen, siehe insbesondere § 3 Abs. 2 
Nr. 2 dieser Verordnung); 

5.  die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnah-
men. Zeitpunkt und Umfang dieser Maßnahmen sind 
mit der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Stein-
furt abzustimmen;

6.  die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG i. V. m. § 25 
Abs. 1 LJG-NRW in der jeweils geltenden Fassung un-
ter Beachtung der Regelungen in den §§ 3 und 4 dieser 
Verordnung;

7.  die Durchführung von Exkursionen sowie wissen-
schaftlichen, bodenkundlichen, geologischen und öko-
logischen Untersuchungen nach vorheriger Abstim-
mung mit der unteren Naturschutzbehörde des Kreises 
Steinfurt;

 Hinweis:
  Diese Unberührtheit ersetzt nicht die erforderliche In-

formation und das evtl. notwendige Einverständnis des 
Flächeneigentümers. Die Rechte des Eigentümers wer-
den durch diese Regelung nicht berührt.   

§ 7  
Befreiungen

(1)  Von den Verboten dieser Verordnung kann die untere 
Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt nach § 67 
BNatSchG in Verbindung mit § 75 LNatSchG NRW auf 
Antrag Befreiung erteilen, wenn

 a)  dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist oder 

 b)  die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist. 

(2)  Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. § 15 Abs. 1 bis 4 und 6 sowie § 17 Abs. 5 und 
7 BNatSchG finden auch dann Anwendung, wenn kein 
Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 
BNatSchG vorliegt. 

  Im Falle des § 15 Abs. 6 BNatSchG gilt § 31 Abs. 4 
LNatSchG NRW entsprechend.

Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 209



§ 8  
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen der §§ 30 BNatSchG und 42 LNat-
SchG NRW über die gesetzlich geschützten Biotope bleiben 
von den Bestimmungen dieser Verordnung unberührt.

Die zum Zeitpunkt dieser Verordnung erfassten gesetzlich 
geschützten Biotope sind in der Anlage II zu dieser Verord-
nung gemäß § 42 Abs. 2 Satz 7 LNatSchG NRW nachricht-
lich dargestellt. 

§ 9  
Bußgeld- und Strafvorschriften

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 69 BNatSchG und § 77 
LNatSchG NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig gegen die Verbote dieser Verordnung verstößt. 

(2)  Nach § 78 Abs. 1 LNatSchG NRW können Ordnungs-
widrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR 
geahndet werden. 

(3)  Unabhängig von den Regelungen des Landesnatur-
schutzgesetzes finden die Regelungen der §§ 69, 71 und 
71a BNatSchG sowie des § 329 Abs. 3 – 6 Strafgesetz-
buch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung Anwendung. 

§ 10  
Verfahrens- und Formvorschriften

Gemäß § 43 Abs. 4 LNatSchG NRW gilt:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Landesnaturschutzgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

a)  die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 
worden oder 

b)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Be-
zirksregierung Münster - höhere Naturschutzbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

§ 11  
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 

Münster,           .2021 Bezirksregierung Münster 
  - Höhere Naturschutzbehörde - 
  - 51.1-010-ST/2018.0001 –  
 NSG Flugplatz Hopsten-Dreierwalde

          Dorothee Feller

Hinweis:

Bestandteile dieser Verordnung sind zwei DIN A 3 Karten 
die dem Amtsblatt als Anlagen beigefügt sind.
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Bösensell geschaffen werden. Hierzu ist die Änderung ei-
ner derzeit als „Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“ 
(AFAB) festgelegten Fläche in „Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen“ (GIB) erforderlich. Diese rund 
9,5 ha große Fläche (SEN 01) ist im Flächennutzungsplan 
der Gemeinde Senden als „Fläche für Landwirtschaft“ dar-
gestellt.

Im Gegenzug wird mit SEN 02 eine gemeindliche Fläche 
im Ortsteil Bösensell im Kreuzungsbereich der L 550 / L 
551, die im Regionalplan als GIB festgelegt ist in gleicher 
Größe zurückgenommen und zukünftig als AFAB festgelegt 
(gleichwertiger Flächentausch nach Ziel 6.1-1, Abs. 3 LEP)

122  Bekanntmachung 
Regionalplan Münsterland - Unterrichtung der 
Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs. 1 ROG über die 
beabsichtigte 36. Änderung auf dem Gebiet der 
Gemeinde Senden

Bezirksregierung Münster   Münster, den 18.06.2021 
32.01.02.36

Die Gemeinde Senden hat die Änderung des Regionalplans 
beantragt. Aufgrund des anhaltenden Bedarfs an Gewerbe-
standorten in Senden und eines konkreten Ansiedlungsvor-
habens, sollen mit der Regionalplanänderung die planeri-
schen Voraussetzungen für eine gewerbliche Ansiedlung 
östlich des Industriegebietes „Brocker Feld“ im Ortsteil 

Der Regionalrat Münster hat am 26.04.2021 die Erarbei-
tung der 36. Änderung des Regionalplans Münsterland auf 
Grundlage der Sitzungsvorlage 14/2021 eingeleitet (https://
www.regionalrat-muenster.nrw.de/vorlagen).

Gemäß § 9 (1) ROG wird mit dieser Bekanntmachung die 
Öffentlichkeit frühzeitig über die beabsichtigte Änderung 
des Regionalplans unterrichtet.

Unabhängig von dieser frühzeitigen Unterrichtung wird im 
später folgenden Beteiligungsverfahren gem. § 9 (2) ROG 
i.V.m. § 13 LPlG NRW für die Bürgerinnen und Bürger die 
Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zu dem noch 
zu erstellenden Planentwurf bestehen. Dazu wird im Amts-
blatt der Bezirksregierung Münster rechtzeitig eine geson-
derte Bekanntmachung erfolgen.

 Im Auftrag 
 gez. Deipenbrock

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 212

123  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Verlängerung Gleis 5 (B9119S) nach Osten und  
Installation einer neuen Füllanlage, KWG 4 für Kessel-
wagen mit drei zusätzlichen Entleerteilen im Chemie-

park Marl, Baufeld 90 004, Bahnhof der Hafenbetriebe

Die Evonik Technology & Infrastructure GmbH beantragt 
die Verlängerung von Gleis 5 (B9119S) nach Osten und 
die Installation einer neuen Füllanlage, KWG 4 für Kessel-
wagen mit drei zusätzlichen Entleerteilen im Chemiepark 
Marl, Baufeld 90 004, Bahnhof der Hafenbetriebe. 

Im südöstlichen Teil des Bahnhofs der Hafenbetriebe sol-
len drei neue Entleerstationen zum Flüssiggasumschlag 
errichtet werden. Dazu soll die Weiche S9119 demontiert 
und das Gleis 4 (B9116N) mittels Lückenschluss wieder-
hergestellt werden. Das Gleis 5 (B9119S), welches bislang 
an den abzweigenden Strang der Weiche angeschlossen war, 
soll künftig nach Osten verlängert und in das Gleis B9113 
eingebunden werden. Diese Einbindung erfolgt mittels einer 
neuen Bogenweiche und durch das Versetzen der vorhande-
nen Weiche S9116 um ca. 5 Meter nach Osten.

Für die Baumaßnahmen hat die Evonik Technology & In- 
frastructure GmbH einen Antrag auf Bescheid gemäß § 18 
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 7 
VwVfG NRW gestellt. Dabei ist zu prüfen, ob für das Vor-
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Gleis schließt im Westen an die Weiche S833 an und verläuft 
Richtung Osten über die Str. 20. Hier befindet sich eine Pro-
duktionsanlage, welche weiterhin über eine Bahnanbindung 
verfügen soll. Es ist daher beabsichtigt, das Gleis in Höhe 
der Mittelinsel der Str. 20 enden zu lassen und mit einem 
Prellbock zu versehen.
Für die Baumaßnahmen hat die Evonik Technology & In- 
frastructure GmbH einen Antrag auf Bescheid gemäß § 18 
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 7 
VwVfG NRW gestellt. Dabei ist zu prüfen, ob für das Vor-
haben die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht.

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 
14.8.2 UVPG in der derzeit geltenden Fassung. Auf Grund-
lage einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls 
gemäß § 7 Abs. 2 UVPG wird festgestellt, dass für das be-
absichtigte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Durch das 
Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten.

Ausschlaggebend dafür ist die nach Maßgabe der Kriterien 
der Anlage 3 des UVPG durchgeführte überschlägige Prü-
fung mit dem Ergebnis, dass sich keine Anhaltspunkte für 
eine relevante Beeinträchtigung der Schutzgüter im Sinne 
von § 2 Abs. 1 UVPG ergeben haben. Alle Eingriffe in die 
Umwelt finden lediglich auf dem industriell genutzten Ge-
lände statt und sind dort lokal begrenzt. Aufgrund der direkt 
an das Gleis heranreichenden industriellen Bebauung wird 
es kaum eine ausschlaggebende Besonnung des Bahnkör-
pers geben, womit sich keine artenschutzrelevante Besied-
lung von wärmeliebenden Reptilien oder ähnlichen Arten 
eingestellt haben wird.

Für das FFH-Schutzgebiet „Lippeaue DE 4209-302“ sind 
durch die mindestens 300 m entfernt stattfindenden Bauar-
beiten keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 5 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die die-
ser Feststellung zugrunde liegenden Unterlagen können auf 
Antrag nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1 - 3, 
48143 Münster, eingesehen werden.

Münster, 20.05.2021 Bezirksregierung Münster 
 Az. 25.17.01.04 (17/2020) 
 Im Auftrag 
 gez. Anne Heiming

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 213

125  Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-lmmis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) und § 5 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)

Bezirksregierung Münster  Münster, den 11.06.2021 
52-500-0016461/0001.V Domplatz 1 – 3, 48147 Münster

Herr Andreas Exeler hat die Genehmigung zur Errichtung 
einer Biogasanlage (BGA) in Verbindung mit einer Biogas- 
aufbereitungsanlage (BGAA) zur Einspeisung von aufbe-
reiteten Biogas in das Gasnetz (Biogasanlage Rheine Ka-
nalhafen) gemäß Bundesimmissionsschutzgesetz in 48432 
Rheine, Kanalstraße (Gemarkung Rheine r.d. Ems, Flur 143, 
Flurstück 81) beantragt.

Gegenstand des Antrages:

Biogasanlage mit Gasaufbereitungsanlage

Erzeugung von Biogas zur Gewinnung von regenerativer 
Energie

haben die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht.

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 14.8 
UVPG in der derzeit geltenden Fassung. Auf Grundlage ei-
ner standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 
7 Abs. 2 UVPG wird festgestellt, dass für das beabsichtigte 
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht. Durch das Vorhaben 
sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
zu erwarten.

Ausschlaggebend dafür ist die nach Maßgabe der Kriterien 
der Anlage 3 des UVPG durchgeführte überschlägige Prü-
fung mit dem Ergebnis, dass sich keine Anhaltspunkte für 
eine relevante Beeinträchtigung der Schutzgüter im Sinne 
von § 2 Abs. 1 UVPG ergeben haben. Alle Eingriffe in die 
Umwelt finden lediglich auf industriell genutztem Gelände 
statt und sind dort lokal begrenzt. Aufgrund der direkt an 
das Gleis heranreichenden industriellen Bebauung wird es 
kaum eine ausschlaggebende Besonnung des Bahnkörpers 
geben, womit sich keine artenschutzrelevante Besiedlung 
von wärmeliebenden Reptilien oder ähnlichen Arten einge-
stellt haben wird.

Für das FFH-Schutzgebiet „Lippeaue DE 4209-302“ sind 
durch die mindestens 300 m entfernt stattfindenden Bauar-
beiten keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 5 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die die-
ser Feststellung zugrunde liegenden Unterlagen können auf 
Antrag nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1 - 3, 
48143 Münster, eingesehen werden.

Münster, 20.05.2021  Bezirksregierung Münster 
 Az. 25.17.01.04 (16/2020)
 Im Auftrag 
 gez. Anne Heiming

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 212-213

124  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Demontage einer Weiche und von Betriebsgleisen,  
Montage eines Doppelbogens und Herstellung eines 

neuen Gleisabschlusses im Chemiepark Marl,  
Baufeld 07 004, südliche Gleisanlage Straße 800

Die Evonik Technology & Infrastructure GmbH beantragt 
die Demontage einer Weiche und von Betriebsgleisen, die 
Montage eines Doppelbogens sowie die Herstellung eines 
neuen Gleisabschlusses im Chemiepark Marl, Baufeld 07 
004, südliche Gleisanlage Straße 800.

Im nördlichen Teil des Baufeldes 07 004 sollen die sich 
dort befindlichen Bahnanlagen angepasst werden. Das Gleis 
D0800S0020 und die Weiche S831 im nordwestlichen Teil 
des Baufeldes sollen bis zur befestigten Fläche der Lade-
stelle zurückgebaut werden. Im Rahmen der Errichtung ei-
ner neuen Schwefelsäureanlage mittig im Baufeld soll eine 
Kombiverladung für Straßentanker und Bahnkesselwagen 
errichtet werden. Zur Herstellung der erforderlichen Lade-
tasse soll die Weichenverbindung S831/S833 in Richtung 
Osten verlegt werden. Da der rechte Strang der Weiche 
S831 durch die Aufgabe des Gleises D0800S0020 entbehr-
lich wird, soll auch auf die Weichenverbindung verzichtet 
werden. Als Ersatz für die demontierte Weichenverbindung 
werden zwei gegenläufige Bögen zum Erreichen des Be-
triebsgleises B0833S eingebaut. Das Betriebsgleis B0081 
S ebenfalls entbehrlich und soll zurückgebaut werden. Das 
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Die Anlage soll nach Genehmigung errichtet und betrieben 
werden.

Gemäß den Bestimmungen des BImSchG und der 4. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) bedarf das beantragte 
Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BIm-
SchG und § 5 UVPG bekannt gemacht. Die Veröffentli-
chung erfolgt zeitgleich auf der Internetseite der Bezirks-
regierung Münster www.brms.nrw.de/go/verfahren und des 
Amtsblattes der Bezirksregierung Münster.

Eine anlagenbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gemäß 
§ 7 UVPG ist für die geplante Biogasanlage nach der Nr. 
8.4.2.1 und 1.11.2.1 des Anhanges 1 der UVPG notwendig, 
wenn die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der 
in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien ergibt, dass das 
Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde er-
heblich nachteilige Auswirkungen haben kann.

Nach überschlägiger Prüfung der vorgelegten Antrags-
unterlagen durch die Bezirksregierung Münster konnte 
festgestellt werden, dass keine erheblich nachteiligen Um-
weltauswirkungen durch die vorgesehenen Maßnahmen zu 
erwarten sind und eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
§ 7 UVPG deshalb nicht erforderlich ist.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selb-
ständig anfechtbar.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterla-
gen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
05.07.2021 bis einschließlich 06.08.2021 während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.  Stadtverwaltung Rheine, Raum 411, Klosterstraße 14, 
48431 Rheine

 Während der Dienststunden in der Zeit von 
 montags bis donnerstags  von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr
 und  von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
 und freitags  von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr
  Außerhalb dieser Zeiten sind Terminvereinbarungen 

(Tel.: 05971/939-620 oder -419) möglich.

  Aufgrund der aktuellen Corona-Schutzverordnung und 
der damit verbundenen eingeschränkten Zugänglichkeit 
der Stadtverwaltungen bitten wir, für die Einsichtnah-
me in die papiergebundenen Antragsunterlagen um vor-
herige Terminabstimmung während der vorgenannten 
Dienststunden mit Heiner Schütte, Tel.: 05971/939-620, 
E-Mail: heiner.schuette@rheine.de oder Frank Gerdes, 
Tel.: 05971/939-419, E-Mail: frank.gerdes@rheine.de. 
Für die Einsichtnahme im Rathaus müssen die zum je-
weiligen Zeitpunkt geltenden Verhaltensregeln eingehal-
ten werden.

2.  Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Büro N 4019, 
Albrecht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster

  Sollte es Ihnen aufgrund der aktuellen Situation durch 
den Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) mit den oben 
genannten Veröffentlichungsorten nicht möglich sein, in 
die Unterlagen Einsicht nehmen zu können, wenden Sie 
sich bitte an die Bezirksregierung Münster unter der Tel.-
Nr.: 0251/411-5730 (Frau Stegemann) / 0251-411-5691 
(Frau Egemann) um für Sie eine individuelle Lösung zu 
finden.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 
05.07.2021 bis einschließlich 06.09.2021 bei den vorge-
nannten Behörden schriftlich oder elektronisch (gemäß § 3a 
(1) VwVfG NRW an: poststelle@brms-nrw.de-mail.de oder 
poststelle@brms.sec.nrw.de) vorgebracht werden.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 

alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist von einem Monat wer-
den alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschrei-
ben an die Antragstellerin sowie den beteiligten Behörden 
zur Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen 
der jeweiligen Einwender/Innen wird deren Namen und An-
schrift unkenntlich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhaltes der Einwendung oder Stellungnah-
me erforderlich sind.

Fristgerecht erhobene Einwendungen werden, soweit dies 
auf Grund einer Ermessensentscheidung der Genehmi-
gungsbehörde gemäß § 16 der 9. BImSchV für die Prü-
fung der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 BIm-
SchG von Bedeutung ist, in einem Erörterungstermin, am 
05.10.2021 um 10.00 Uhr, im Landhotel Hopster, Alte 
Hopstener Straße 26 in 48429 Rheine-Altenrheine, erörtert. 
Soweit die Erörterung an dem angegebenen Tag nicht abge-
schlossen wird, ist die Fortführung an den darauffolgenden 
Werktagen vorgesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass es im Ermessen der Ge-
nehmigungsbehörde liegt, ob der Erörterungstermin durch-
geführt wird. 

Die Erörterung der fristgerecht erhobenen Einwendungen 
findet, sofern der Termin anberaumt wird, auch bei Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, statt.

Sollte der Erörterungstermin nicht stattfinden, wird dies 
rechtzeitig bekanntgemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnah-
me haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden die 
Antragstellerin, deren Bevollmächtigte und diejenigen, die 
rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Sonstige Perso-
nen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern ge-
nügend freie Plätze zur Verfügung stehen. Die dann aktuell 
geltenden Corona-Schutzmaßnahmen sind dann zu beach-
ten.

Eine Abschrift der Niederschrift über den Verlauf und des 
Ergebnisses des Erörterungstermins wird dem Antragsteller 
übersandt, auf Antrag auch dem Einwendenden. Die Zustel-
lungen können durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden.

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterla-
gen und die Teilnahme an dem Erörterungstermin entstehen, 
können nicht erstattet werden.

 Im Auftrag 
 gez. Messing

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 213-214

126  Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-lmmis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, den 21.06.2021 
52-500-0011218/0009.V Domplatz 1 – 3

Die Firma BioSolid GmbH, Büro Hannover, Osterstraße 
63, 30159 Hannover, hat die Änderungsgenehmigung zur 
wesentlichen Änderung gemäß § 16 BImSchG (Bundes-Im-
missionsschutzgesetz) der genehmigten Klärschlammtrock-
nungsanlage (Abfallbehandlungsanlage) in der Am Kanal 
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47b in 49549 Ladbergen (Gemarkung Ladbergen, Flur 41, 
Flurstück 74) beantragt.

Gegenstand des Antrages:

Erhöhung der Durchsatzleistung der bestehenden Klär-
schlammtrocknungsanlage von bisher 49,9 t an nicht ge-
fährlichen Klärschlämmen pro Tag mit dem Abfallschlüssel 
19 08 05 „Schlämme aus der Behandlung von kommunalen 
Abwasser“ auf dann 90 t pro Tag durch die Ausnutzung der 
vorhandenen Reserven der Anlage ohne die Notwenigkeit 
baulicher oder verfahrenstechnischer Änderungen.

Der für Donnerstag, den 01.07.2021 um 10.00 Uhr im gro-
ßen Ratssitzungssaal, Jahnstraße 5 in 49549 Ladbergen, 
vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da gegen 
das beantragte Vorhaben keine Einwendungen innerhalb der 
Einwendungsfrist erhoben wurden.

 Im Auftrag 
 gez. Lisa Recker

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 214-215
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